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Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft des kreisangehörigen Bereichs nicht mehr nachkommen, 
geschweige denn Akzente für die Entwicklung der Kreisräume setzen. Bei lahmender Konjunktur mit 
sinkenden Steuererträgen kann ein weiterer Griff in die kommunalen Kassen nicht die Antwort auf 
ein strukturelles Problem sein. Weitere Umlageerhöhungen werden massive Auswirkungen auf das 
Gemeinwesen haben. Ehrenamtliche für die Kommunalpolitik zu begeistern, wird ohne 
Gestaltungsmöglichkeiten zunehmend schwerer, denn für die Bürgerinnen und Bürger in den Städten 
und Gemeinden tragen die ehrenamtlichen Politikerinnen und Politiker vor Ort am Ende die 
Verantwortung.

Unsere Forderungen
• Wenn die kommunale Familie als erster Ort des demokratischen Erlebens und wichtige Säule 

unseres Zusammenlebens nicht mehr handlungsfähig ist, wird das Vertrauen in die 
staatlichen Institutionen weiter abnehmen. Das darf so nicht weitergehen! Der Gesetzgeber 
muss jetzt handeln und für eine auskömmliche Finanzierung aller staatlichen Ebenen sorgen!

• Wir fordern eine Anpassung der Verteilung von Steuergeldern. Ein Beispiel kann die 
Neuaufteilung der Umsatzsteuer sein, da die Umsätze auch konkret vor Ort entstehen, 
sollten Kreise und Kommunen hier angemessen beteiligt werden.

• Wir fordern die vollständige Übernahme der Kosten für die Ganztagsbetreuung. Es braucht 
mindestens investitions- und Personalkostenzuschüsse.

• Eine Ausweitung von Leistungen lehnen wir ab, wenn nicht die vollständige 
Kostenübernahme durch Bund/Land gewährleistet ist.

• Wir fordern Bund und Länder auf, die Auswirkungen von Gesetzesvorhaben auf die 
kommunale Ebene von Beginn an mitzudenken. Es muss der verfassungsrechtliche Grundsatz 
gelten: Wer Leistungen bestellt, zahlt auch dafür!

• Wir fordern die Überprüfung aller maßgeblichen (Sozial-)Leistungsgesetze sowohl auf ihre 
Wirksamkeit als auch auf Angemessenheit und Finanzierbarkeit.

• Wir fordern die Wiederherstellung der verfassungsmäßig garantieren kommunalen 
Selbstverwaltung für die Landkreise, die durch die überbordende, bis ins Detail gehende 
Bundes- und Landesgesetzgebung inzwischen ausgehöhlt ist. Dazu gehört der Abbau von 
Standards und vor allen Dingen das Absehen von Regelungen im Detail durch Gesetz- 
und/oder Verordnungsgeber.

• Dabei ist auch durch die landes- und bundesgerichtliche Ebene mit immer detaillierteren 
Vorgaben für die kommunale Ebene umzugehen.

• Verwaltungsvorschriften, zusätzliche Anforderungen und Detail-Regelungsverliebtheiten 
haben zu deutlich mehr Bürokratie und einem exponentiellen Anstieg der 
Personalaufwendungen bei den Landkreisen beigetragen. Wir fordern deren Rückführung 
und die Verlagerung der Ausführungskompetenzen in die Hand der Landkreise.
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